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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

Verkündet am 
29. April 2015 
 
 
 

 

 

Az: B 14 AS 10/14 R 
 
L 7 AS 2169/12 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 41 AS 3658/11 (SG Duisburg) 
 
 
 
1. ………………………………………………………, 
 
2. ………………………………………………………, 
 
 
 
 Kläger, Revisionskläger  
 und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigter zu 1. und 2.: …………………………………….., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Duisburg, 
Kuhstraße 8, 47049 Duisburg, 
 
 Beklagter, Revisionsbeklagter  
 und Revisionskläger. 

 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 29. April 2015 

durch den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r   als Vorsitzenden, die Richter   Dr.  S c h ü t z e   und   

Dr.  F l i n t   sowie die ehrenamtlichen Richter   Dr.  O m a g b e m i   und   S c h m i t z   

für Recht erkannt: 

 

Die Revisionen der Kläger gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 

23. Januar 2014 werden zurückgewiesen. 
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Auf die Revision des Beklagten werden das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-

Westfalen vom 23. Januar 2014 geändert und die Berufungen der Kläger gegen das Urteil des 

Sozialgerichts Duisburg vom 26. September 2012 insgesamt zurückgewiesen. 

 

Die Beteiligten haben einander auch für das Berufungs- und das Revisionsverfahren Kosten 

nicht zu erstatten. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit ist die Rechtmäßigkeit der Aufhebung einer Bewilligung von Arbeitslosengeld II (Alg II) 

nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) wegen der zu berücksichtigenden Höhe 

einer Einnahme. 

 

Die 1953 geborene Klägerin und der 1962 geborene Kläger leben in eheähnlicher Gemeinschaft 

und beziehen seit Oktober 2005 als Bedarfsgemeinschaft Alg II. Das beklagte Jobcenter be-

willigte ihnen für den Zeitraum vom 1.6.2011 bis 31.10.2011 Alg II in Höhe von 968,36 Euro 

monatlich (Regelbedarf je 328 Euro, Bedarfe für Unterkunft und Heizung in Höhe der tatsäch-

lichen Aufwendungen von zusammen 312,36 Euro; Bescheid vom 20.6.2011).  

 

Der Kläger ist Miterbe nach seinem am 15.2.2011 verstorbenen Vater. Am 27.6.2011 wurden 

seinem Konto 8000 Euro gutgeschrieben, die er von seinem Bruder als Zahlung aus dem Erbe 

erhalten hatte. Zum Zeitpunkt der Gutschrift betrug der mit seiner Bank vereinbarte Dispo-

sitionskredit des Klägers 2900 Euro. Sein Konto war zu diesem Zeitpunkt mit 2985,89 Euro im 

Soll. Nach Gutschrift der 8000 Euro betrug das Guthaben 5014,11 Euro. Das auf dem Konto 

vorhandene Guthaben belief sich am 2.8.2011 auf 3505,23 Euro, am 1.9.2011 auf 

2255,23 Euro, am 30.9.2011 auf 1819,35 Euro und am 1.10.2011 auf 1005,85 Euro.  

 

Nachdem der Kläger am 28.6.2011 dem Beklagten den Eingang der 8000 Euro mitgeteilt hatte, 

hob dieser mit an die Klägerin adressiertem Bescheid vom 8.7.2011 die Leistungsbewilligung 

durch den Bescheid vom 20.6.2011 ab 1.8.2011 ganz auf: Ihr Partner - der Kläger - habe am 

27.6.2011 Einkommen in Höhe von 8000 Euro erzielt. Damit seien die Mitglieder der Bedarfs-

gemeinschaft nicht hilfebedürftig iS des § 9 SGB II, sodass ein Anspruch auf Alg II nicht mehr 

bestehe. Ab 1.8.2011 zahlte der Beklagte weder an die Klägerin noch an den Kläger Alg II. 

Beide Kläger legten durch ihren Prozessbevollmächtigten Widerspruch gegen den Aufhebungs-

bescheid vom 8.7.2011 ein. Der vollen Berücksichtigung der 8000 Euro stehe der gleichzeitige 

Abfluss in Höhe von 2985,89 Euro im Rahmen des Dispositionskredits entgegen. Die Kläger 

wiesen darauf hin, dass sie aufgrund der Aufhebung der Bewilligung sich selbst in der Kranken- 

und Pflegeversicherung versichern müssten, sodass sich ihr Bedarf um Beiträge zur freiwilligen 
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gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung in Höhe von monatlich insgesamt 291,28 Euro 

erhöhe. Während des Widerspruchsverfahrens hob der Beklagte gegenüber dem Kläger durch 

Bescheid vom 8.9.2011 den Bescheid vom 20.6.2011 über die Leistungsbewilligung ab 1.8.2011 

ganz auf. Durch Widerspruchsbescheid vom 16.9.2011 wies der Beklagte den Widerspruch der 

Klägerin gegen den Bescheid vom 8.7.2011 als unbegründet zurück.  

 

Auf den Fortzahlungsantrag der Kläger vom 13.10.2011 bewilligte ihnen der Beklagte ab 

1.11.2011 - aufgrund nicht geklärter Vermögensverhältnisse vorläufig - Alg II ohne Berücksich-

tigung eines Einkommens aus der Erbschaft wie zuvor in Höhe von 968,36 Euro monatlich.  

 

Die von beiden Klägern gegen den Bescheid vom 8.7.2011 in der Gestalt des Widerspruchs-

bescheides vom 16.9.2011 erhobenen Klagen blieben vor dem Sozialgericht (SG) ohne Erfolg 

(Urteil vom 26.9.2012). Die von ihnen mit dem Begehren eingelegten Berufungen, dass nur ein 

Einkommen von 5014,11 Euro berücksichtigt werde, waren teilweise erfolgreich. Das Landes-

sozialgericht (LSG) verurteilte den Beklagten, den Klägern im Oktober 2011 einen Zuschuss zur 

Kranken- und Pflegeversicherung in Höhe von 253,79 Euro zu gewähren; im Übrigen wies es 

die Berufungen zurück (Urteil vom 23.1.2014): Das dem Kläger am 27.6.2011 zugeflossene 

Einkommen in Höhe von 8000 Euro sei ab dem Folgemonat des Zuflusses nach § 11 Abs 3 

SGB II auf den Zeitraum von sechs Monaten gleichmäßig aufzuteilen, wobei unerheblich sei, 

dass das Konto des Klägers bei der Gutschrift überzogen gewesen sei und die Bank in dieser 

Höhe eine Verrechnung vorgenommen habe. Denn Einkommen sei auch all das, was der Be-

troffene einsetze, um sich von einer Schuld zu befreien. Es ergebe sich nach Bereinigung um 

die Versicherungspauschale ein anzurechnendes Einkommen in Höhe von monatlich 

1303,33 Euro, dem der Bedarf der Kläger im streitigen Zeitraum einschließlich der Zahlungen 

zur Kranken- und Pflegeversicherung mit monatlich 1259,64 Euro gegenüberstehe. Dieses 

Einkommen habe den Bedarf beider Kläger im Zeitraum vom 1.8.2011 bis 30.9.2011 gedeckt, 

weshalb die Aufhebung der Leistungsbewilligung insoweit rechtmäßig sei. Ein Anspruch auf die 

Gewährung eines Zuschusses zur Kranken- und Pflegeversicherung habe indes im Oktober 

2011 bestanden. Denn am 1.10.2011 habe sich das Kontoguthaben des Klägers auf 

1005,85 Euro belaufen. Dieser Betrag habe den Alg II-Bedarf der Kläger von 968,36 Euro über-

stiegen, aber nicht ausgereicht, um ihre Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung vollstän-

dig zu zahlen. 

 

Sowohl die Kläger als auch der Beklagte haben die vom LSG zugelassenen Revisionen einge-

legt. Die Kläger wenden sich gegen die volle Berücksichtigung der Gutschrift auf dem Konto des 

Klägers in Höhe von 8000 Euro, obwohl den Klägern bereite Mittel aufgrund der Rückführung 

des Kontosolls nur in Höhe von 5014,11 Euro zur Verfügung gestanden hätten. Nur dieser Be-

trag sei nach § 11 Abs 3 Satz 3 SGB II aufzuteilen gewesen, weshalb für den Zeitraum vom 

1.8.2011 bis 31.10.2011 der monatliche Leistungsanspruch der Kläger nicht vollständig entfallen 

wäre.  
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Die Kläger beantragen,  

das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 23. Januar 2014 zu än-

dern, das Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom 26. September 2012 aufzuheben und 

den Bescheid des Beklagten vom 8. Juli 2011 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides 

vom 16. September 2011 insoweit aufzuheben, als der Beklagte Einkommen von mehr 

als 5014,11 Euro berücksichtigt hat. 

 

Der Beklagte beantragt,  

die Revisionen der Kläger zurückzuweisen, 

das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 23. Januar 2014 zu ändern 

und die Berufungen der Kläger gegen das Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom 

26. September 2012 insgesamt zurückzuweisen. 

 

Mit seiner Revision macht er eine Verletzung des § 11 Abs 3 SGB II geltend, denn danach sei 

nicht zu berücksichtigen, ob die zugeflossene einmalige Einnahme im gesamten sechsmonati-

gen Verteilzeitraum als bereites Mittel zur Bestreitung des Lebensunterhalts zur Verfügung ge-

standen habe.  

 

Die Kläger beantragen insoweit,  

die Revision des Beklagten zurückzuweisen. 

 

 

II 

 

Die zulässigen Revisionen der Kläger sind unbegründet, die zulässige Revision des Beklagten 

ist begründet.  

 

1. Streitgegenstand des Revisionsverfahrens sind zum einen die Urteile des LSG und des SG. 

Das Urteil des LSG ist Gegenstand auf die Revision des Beklagten, soweit es diesen zur Leis-

tung in Höhe von 253,79 Euro für Oktober 2011 verurteilt hat, und auf die Revisionen der Kläger, 

soweit es ihre weitergehenden Berufungen gegen das Urteil des SG zurückgewiesen hat. Das 

Urteil des SG ist insgesamt Gegenstand auf die Revisionen der Kläger, weil es ihre Klagen ge-

gen die Berücksichtigung eines Einkommens von mehr als 5014,11 Euro abgewiesen hat. 

Streitgegenstand ist zum anderen der Bescheid des Beklagten vom 8.7.2011 in der Gestalt des 

Widerspruchsbescheides vom 16.9.2011, durch den das den Klägern durch Bescheid vom 

20.6.2011 bis zum 31.10.2011 bewilligte Alg II ab August 2011 ganz aufgehoben worden ist. 

Streitig ist der Zeitraum vom 1.8.2011 bis 31.10.2011.  

 

2. Zutreffende Klageart ist die Anfechtungsklage (§ 54 Abs 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz 

<SGG>). Diese ist bei rechtsschutzfreundlicher Auslegung des Bescheides vom 8.7.2011 in der 
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Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16.9.2011 zulässig auf dessen Anfechtung be-

schränkt (zur Bescheidauslegung, die auch dem Revisionsgericht obliegt, vgl BSG Urteil vom 

28.6.1990 - 4 RA 57/89 - BSGE 67, 104, 110 = SozR 3-1300 § 32 Nr 2 S 11). Zwar ist der Be-

scheid vom 8.7.2011 nur an die Klägerin adressiert, seine Regelung erfasst indes nach seinem 

Verfügungssatz und seiner Begründung auch den Kläger. So ist der Bescheid vom Beklagten 

auch umgesetzt worden, denn beiden Klägern zahlte er ab August 2011 kein Alg II mehr, und so 

ist der Bescheid auch von den Klägern verstanden worden, denn in deren beider Namen legte 

der vom Kläger bevollmächtigte Rechtsanwalt am 27.7.2011 Widerspruch gegen den Bescheid 

vom 8.7.2011 ein. Vor diesem Hintergrund ist der im Widerspruchsverfahren ergangene, an den 

Kläger adressierte Bescheid vom 8.9.2011 eine sog wiederholende Verfügung und kein weiterer 

anfechtbarer Verwaltungsakt, denn es wird die Regelung im Bescheid vom 8.7.2011 mit Blick 

auf den Kläger nur wiederholt (zur wiederholenden Verfügung vgl BSG Urteil vom 

12.12.2013 - B 4 AS 17/13 R - SozR 4-1500 § 192 Nr 2 RdNr 16; Engelmann in von Wulffen/ 

Schütze, SGB X, 8. Aufl 2014, § 31 RdNr 32). Dementsprechend ist auch der an den 

Bevollmächtigten beider Kläger adressierte Widerspruchsbescheid vom 16.9.2011 dahin auszu-

legen, dass durch diesen beider Widersprüche gegen den Aufhebungsbescheid vom 8.7.2011 

zurückgewiesen worden sind.  

 

Die Kläger begehren die teilweise Aufhebung der sie beschwerenden Aufhebungsentscheidung, 

weil die Bewilligung von Alg II bei einer Berücksichtigung von 5014,11 Euro statt 8000 Euro nur 

teilweise hätte aufgehoben werden dürfen. Mit der teilweisen Aufhebung des Bescheides vom 

8.7.2011 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16.9.2011 hätten die Kläger insoweit 

Anspruch auf Zahlung des ihnen durch Bescheid vom 20.6.2011 für den streitigen Zeitraum 

bewilligten Alg II. Die nur teilweise Anfechtung ist zulässig, weil die nur teilweise Aufhebung der 

Aufhebungsentscheidung des Beklagten nicht von vornherein ausscheidet (zur Teilanfechtung 

vgl Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl 2014, § 54 RdNr 4, 8b).  

 

3. Maßgeblicher Zeitpunkt für die der gerichtlichen Entscheidung zugrunde zu legende Beurtei-

lung der Sach- und Rechtslage ist die letzte Verwaltungsentscheidung. 

 

Die angefochtene Aufhebungsentscheidung für die Zukunft durch Bescheid vom 8.7.2011 in der 

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16.9.2011 ist materiell-rechtlich kein Verwaltungsakt 

mit Dauerwirkung für die Zukunft, sondern ihre Regelungswirkung erschöpft sich in der Aufhe-

bung der zuvor erfolgten Bewilligung. Der gerichtlichen Überprüfung dieser Aufhebungsent-

scheidung ist deshalb die zum Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung über die Aufhe-

bung - Widerspruchsbescheid vom 16.9.2011 - gegebene Sach- und Rechtslage, nicht aber 

eine spätere Entwicklung zugrunde zu legen (zur Bestimmung des maßgeblichen Zeitpunkts bei 

Anfechtungsklagen gemäß dem materiellen Recht vgl Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, 

SGG, 11. Aufl 2014, § 54 RdNr 33, 33a).  
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4. Zu diesem maßgeblichen Zeitpunkt ist die Aufhebungsentscheidung rechtmäßig. Die auf § 48 

Abs 1 Satz 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) gestützte Aufhebung für die Zukunft 

(dazu 5.) ist formell rechtmäßig (dazu 6.) und hinreichend bestimmt (dazu 7.). Die Aufhebungs-

entscheidung ist auch materiell rechtmäßig, denn dem Kläger war eine einmalige Einnahme in 

Höhe von 8000 Euro zugeflossen, die in dieser Höhe zu berücksichtigen war und im Aufhe-

bungszeitpunkt absehbar die Bedarfe der Kläger im Aufhebungszeitraum deckte (dazu 8.). Der 

Rechtmäßigkeit der angefochtenen Aufhebung steht nicht entgegen, dass im Oktober 2011 die 

noch vorhandenen Mittel der Kläger nicht ausreichten, die Beiträge zur Kranken- und Pflegever-

sicherung vollständig zu zahlen (dazu 9.).  

 

5. Rechtsgrundlage der Aufhebungsentscheidung ist § 40 Abs 1 Satz 1 SGB II (diese und alle 

weiteren Vorschriften des SGB II in der seit 1.4.2011 geltenden Fassung aufgrund der Be-

kanntmachung vom 13.5.2011, BGBl I 850) iVm § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X. Danach gilt auch im 

SGB II: Soweit in den tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen, die beim Erlass eines Ver-

waltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche Änderung eintritt, ist der 

Verwaltungsakt mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben.  

 

6. Der Aufhebungsbescheid vom 8.7.2011 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 

16.9.2011 ist formell rechtmäßig.  

 

a) Er leidet nicht an einem Anhörungsmangel. Zwar fehlen Feststellungen des LSG dazu, ob die 

Kläger vor Erlass des Aufhebungsbescheides durch den Beklagten angehört worden waren 

(§ 24 Abs 1 SGB X). Doch konnte von einer Anhörung des Klägers abgesehen werden, weil 

durch die Aufhebung iS des § 24 Abs 2 Nr 3 SGB X nicht von tatsächlichen Angaben des Klä-

gers, der den Eingang der 8000 Euro dem Beklagten mitgeteilt hatte, zu seinen Ungunsten ab-

gewichen werden sollte. Zudem sollte durch die Aufhebung iS des § 24 Abs 2 Nr 5 SGB X die 

einkommensabhängige Leistung Alg II den geänderten Verhältnissen, nämlich der Einnahme 

des Klägers in Höhe von 8000 Euro, angepasst werden. Ob auch von einer Anhörung der Kläge-

rin abgesehen werden konnte, kann offen bleiben, denn eine unterbliebene Anhörung ist nach 

den vom LSG in Bezug genommenen streitbefangenen Bescheiden jedenfalls im Wider-

spruchsverfahren nachgeholt worden und ist deshalb nach § 41 SGB X unbeachtlich (zu den 

Anforderungen an eine Heilung vgl BSG Urteil vom 4.6.2014 - B 14 AS 2/13 R - SozR 4-4200 

§ 38 Nr 3 RdNr 20).  

 

b) Der Aufhebungsbescheid wahrt auch das Erfordernis der ordnungsgemäßen Bekanntgabe 

eines Verwaltungsaktes (§ 37 SGB X) als formelle Voraussetzung für das Wirksamwerden ge-

genüber beiden Klägern (zu den Anforderungen an eine Bekanntgabe vgl BSG Urteil vom 

4.6.2014 - B 14 AS 2/13 R - SozR 4-4200 § 38 Nr 3 RdNr 22). Der an die Klägerin adressierte 

Bescheid vom 8.7.2011 ist dieser bekanntgegeben worden. Diese Bekanntgabe ist zwar nicht 

nach § 38 SGB II dem von diesem belastenden Aufhebungsbescheid betroffenen Kläger zuzu-
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rechnen (zu den Grenzen des § 38 SGB II vgl BSG aaO RdNr 26). Doch ist ihm gegenüber der 

Bescheid nach allgemeinen Grundsätzen wirksam bekanntgegeben worden (zu deren Anforde-

rungen vgl BSG aaO RdNr 28). Denn zum einen ist der Wille des Beklagten, die Aufhebung der 

Leistungsbewilligung für die Bedarfsgemeinschaft durch Bescheid vom 8.7.2011 über die Kläge-

rin auch zielgerichtet dem Kläger bekanntgeben zu wollen, daraus ersichtlich, dass nach seinem 

Inhalt das durch den Bescheid vom 20.6.2011 beiden Klägern als Bedarfsgemeinschaft bewil-

ligte Alg II ab 1.8.2011 ganz aufgehoben worden ist, sodass auch der Kläger von der Aufhebung 

betroffen sein sollte. Eine Kenntnisnahme ist zum anderen durch den Kläger spätestens zu dem 

Zeitpunkt erfolgt, zu dem er dem prozessbevollmächtigten Rechtsanwalt am 18.7.2011 den Auf-

trag zur Einlegung des Widerspruchs erteilte. Die Bekanntgabe des Widerspruchsbescheides 

vom 16.9.2011 an beide Kläger erfolgte gegenüber dem für beide im Widerspruchsverfahren 

aufgetretenen Bevollmächtigten. 

 

7. Der Aufhebungsbescheid ist inhaltlich hinreichend bestimmt (§ 33 Abs 1 SGB X).  

 

Das Bestimmtheitserfordernis bezieht sich sowohl auf den Adressaten als auch den Verfü-

gungssatz eines Verwaltungsaktes (zu den Anforderungen vgl BSG Urteil vom 

4.6.2014 - B 14 AS 2/13 R - SozR 4-4200 § 38 Nr 3 RdNr 30). Dem Bescheid vom 8.7.2011 

lässt sich eindeutig entnehmen, dass beide Kläger betroffen sind. Dafür ist nicht nur das 

Adressfeld maßgeblich, in dem allein die Klägerin genannt wird, sondern die Bestimmung des 

oder der Adressaten kann sowohl durch den Text im Verfügungssatz als auch durch die Be-

gründung des angefochtenen Bescheides erfolgen (BSG Urteil vom 16.5.2012 - B 4 AS 154/11 

R - SozR 4-1300 § 33 Nr 1 RdNr 17). Vorliegend ergibt sich - wie ausgeführt - hieraus, dass 

neben der Klägerin auch der Kläger von der Aufhebung betroffen und damit Adressat des Be-

scheides vom 8.7.2011 ist. Ebenso bestehen keine Bedenken gegen die Bestimmtheit des Ver-

fügungssatzes in diesem Bescheid, weil sich klar und unzweideutig erkennen lässt, dass beide 

Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft angesprochen sind und ihnen gegenüber die Alg II-Bewilli-

gung vom 20.6.2011 ab 1.8.2011 ganz aufgehoben wird. Aus der Begründung, die auf den 

Wegfall der Hilfebedürftigkeit der Bedarfsgemeinschaftsmitglieder Bezug nimmt, war für die 

Kläger ohne Weiteres zu erkennen, dass Einkommen des Klägers auf den Bedarf beider Kläger 

angerechnet wurde und damit der individuelle Leistungsanspruch ganz entfiel.  

 

8. Der Aufhebungsbescheid ist zum maßgeblichen Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentschei-

dung - Erlass des Widerspruchsbescheides vom 16.9.2011 - auch materiell rechtmäßig. Denn 

durch den Eingang von 8000 Euro am 27.6.2011 auf das Konto des Klägers ist iS des § 48 

Abs 1 Satz 1 SGB X eine wesentliche Änderung in den tatsächlichen Verhältnissen des Klägers 

und zugleich eine wesentliche Änderung in den rechtlichen Verhältnissen beider Kläger einge-

treten, die beim Erlass des Bewilligungsbescheides vom 20.6.2011 - eines Verwaltungsaktes mit 

Dauerwirkung - vorgelegen haben, weil durch die Berücksichtigung dieser Einnahme ihre Hilfe-

bedürftigkeit iS des SGB II entfiel, weshalb die Bewilligung (zumindest) mit Wirkung für die Zu-

kunft aufzuheben war.  
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a) Nach § 19 Abs 1 Satz 1 und § 7 Abs 1 Satz 1 Nr 3 SGB II erhalten erwerbsfähige Leistungs-

berechtigte Alg II, wenn sie - neben weiteren, hier nicht im Streit stehenden Voraussetzungen - 

hilfebedürftig sind. Hilfebedürftig ist nach § 9 Abs 1 SGB II ua, wer seinen Lebensunterhalt nicht 

oder nicht ausreichend aus dem zu berücksichtigenden Einkommen oder Vermögen sichern 

kann. Bei Personen, die als Partner in einer Bedarfsgemeinschaft leben, sind nach § 9 Abs 2 

Satz 1 SGB II auch das Einkommen und Vermögen des Partners zu berücksichtigen. Nach den 

insoweit nicht angegriffenen und deshalb den Senat bindenden Tatsachenfeststellungen des 

LSG (§ 163 SGG) bildeten die Kläger, beide erwerbsfähige Leistungsberechtigte, als eheähn-

liche Gemeinschaft eine Bedarfsgemeinschaft (§ 7 Abs 3 Nr 1 und Nr 3 Buchst c SGB II), wes-

halb Einkommen oder Vermögen des einen nach Maßgabe des § 9 Abs 2 Satz 3 SGB II beim 

anderen Bedarfsgemeinschaftsmitglied für die Prüfung der Hilfebedürftigkeit zu berücksichtigen 

ist.  

 

Nach § 11 Abs 1 Satz 1 SGB II sind als Einkommen zu berücksichtigen Einnahmen in Geld oder 

Geldeswert. Nach § 12 Abs 1 SGB II sind alle verwertbaren Vermögensgegenstände zu berück-

sichtigen. Nach den Feststellungen des LSG verfügte die Klägerin im streitigen Zeitraum nicht 

über eigenes Einkommen und verfügten die Kläger in diesem Zeitraum nicht über zu berück-

sichtigende Vermögenswerte. Doch ist der Kläger nach den Feststellungen des LSG Miterbe 

nach seinem am 15.2.2011 verstorbenen Vater geworden und erhielt er als Zahlung aus dem 

Erbe 8000 Euro, die seinem Konto am 27.6.2011 gutgeschrieben wurden.  

 

b) Diese Erbschaft ist im Zeitpunkt des Erbfalls am 15.2.2011 Einkommen, nicht Vermögen 

(dazu c). Einkommen aus der Erbschaft ist indes zu berücksichtigen erst am 27.6.2011, als dem 

Kläger 8000 Euro als bereites Mittel tatsächlich zuflossen (dazu d). Die zugeflossenen 

8000 Euro sind aufgrund der normativen Vorgaben des § 11 Abs 3 SGB II in dieser Höhe als 

einmalige Einnahme zu berücksichtigen (dazu e) und im Verteilzeitraum vom 1.7.2011 bis 

31.12.2011 gleichmäßig aufzuteilen (dazu f). Die normativ zu berücksichtigenden monatlichen 

Teilbeträge überstiegen den Alg II-Bedarf der Kläger, ohne dass es hierfür darauf ankommt, 

dass am 1.7.2011 nicht mehr 8000 Euro als bereite Mittel vorhanden waren (dazu g). Denn es 

ist vorliegend zu unterscheiden zwischen dem tatsächlichen Zufluss einer einmaligen Einnahme, 

die durch die normativ vorgegebene Aufteilung in einem Verteilzeitraum zu berücksichtigen ist, 

und den bereiten Mitteln, die in den Monaten des Verteilzeitraums zur Verfügung stehen. Zum 

Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung deckten die noch vorhandenen bereiten Mittel 

den Bedarf der Kläger im Aufhebungszeitraum, sodass die normativ vorgegebene Berücksichti-

gung der einmaligen Einnahme von 8000 Euro zu diesem maßgeblichen Zeitpunkt vom Be-

klagten nicht zu korrigieren war (dazu h).  

 

c) Bei der Erbschaft handelt es sich um Einkommen, nicht um Vermögen. Einkommen ist 

grundsätzlich alles das, was jemand nach Antragstellung wertmäßig dazu erhält, und Vermögen 

das, was er vor Antragstellung bereits hatte. Auszugehen ist vom tatsächlichen Zufluss, es sei 
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denn rechtlich wird ein anderer Zufluss als maßgeblich bestimmt (stRspr seit BSG Urteil vom 

30.7.2008 - B 14 AS 26/07 R - SozR 4-4200 § 11 Nr 17 RdNr 23; BSG Urteil vom 

30.9.2008 - B 4 AS 29/07 R - BSGE 101, 291 = SozR 4-4200 § 11 Nr 15, RdNr 18). Ein solcher 

rechtlich maßgeblicher anderer Zufluss ergibt sich bei einem Erbfall aus § 1922 Abs 1 Bürger-

liches Gesetzbuch (BGB), nach dem mit dem Tode einer Person deren Vermögen als Ganzes 

auf den oder die Erben übergeht (Gesamtrechtsnachfolge), was nach § 1922 Abs 2 BGB auch 

für den Anteil eines Miterben gilt. Eine Erbschaft ist indes grundsicherungsrechtlich nur dann 

Vermögen, wenn der Erbfall vor der (ersten) Antragstellung eingetreten ist (vgl im Einzelnen 

BSG Urteil vom 25.1.2012 - B 14 AS 101/11 R - SozR 4-4200 § 11 Nr 47 RdNr 20; BSG Urteil 

vom 17.2.2015 - B 14 KG 1/14 R - vorgesehen für SozR 4 RdNr 17). Diese Voraussetzung ist 

vorliegend nicht erfüllt, weil der Kläger - in Bedarfsgemeinschaft mit der Klägerin - seit Oktober 

2005 ohne Unterbrechungen Alg II bezog und der Erblasser erst am 15.2.2011 verstarb. 

 

d) Das Einkommen ist indes erst mit dem tatsächlichen Zufluss am 27.6.2011 zu berücksichti-

gen. Auch wenn, wie vorliegend aufgrund von § 1922 BGB, normativ ein anderer als der tat-

sächliche Zufluss maßgeblich für die Abgrenzung von Einkommen und Vermögen ist, ist die 

Erbschaft dem Bedarf als Einkommen erst in dem Zeitpunkt gegenüberzustellen, in dem sie den 

Klägern tatsächlich als bereites Mittel zur Deckung ihres Bedarfs zur Verfügung stand (vgl BSG 

vom 25.1.2012 - B 14 AS 101/11 R - SozR 4-4200 § 11 Nr 47 RdNr 22; BSG Urteil vom 

17.2.2015 - B 14 KG 1/14 R - vorgesehen für SozR 4 RdNr 18). Dies ist vorliegend am 

27.6.2011 der Fall, als die Zahlung aus dem Erbe in Höhe von 8000 Euro dem Konto des Klä-

gers gutgeschrieben wurde.  

 

e) Die zugeflossenen 8000 Euro sind in dieser Höhe als einmalige Einnahme iS des § 11 Abs 3 

SGB II zu berücksichtigen. Eine Minderung durch die Rückführung des Solls auf dem Konto des 

Klägers in Höhe von 2985,89 Euro, das seine Bank aufgrund des zwischen beiden vereinbarten 

Dispositionskredits in Höhe von 2900 Euro hingenommen hatte, im Zeitpunkt des Zuflusses der 

8000 Euro kommt grundsicherungsrechtlich nicht in Betracht.  

 

aa) In Höhe des Kontosolls bestand eine Verbindlichkeit, eine Schuld, des Klägers gegenüber 

seiner Bank, die durch Verrechnung seitens der Bank im Rahmen einer Kontokorrentabrede mit 

dem Kläger getilgt worden ist (zum vereinbarten Dispositionskredit vgl K. P. Berger in MüKo-

BGB, 6. Aufl 2012, vor § 488 RdNr 52, 55 ff, § 488 RdNr 3, 32, 147 f, 207, 228; Schürnbrand in 

MüKo-BGB, 6. Aufl 2012, § 491 RdNr 50, § 504 RdNr 7 ff). Zahlungen auf Verbindlichkei-

ten - abgesehen von der hier nicht einschlägigen Ausnahme der Aufwendungen zur Erfüllung 

von titulierten Unterhaltsverpflichtungen (§ 11b Abs 1 Satz 1 Nr 7 SGB II) - sind indes nicht vom 

Einkommen abzusetzen (vgl BSG Urteil vom 19.9.2008 - B 14/7b AS 10/07 R - SozR 4-4200 

§ 11 Nr 18 RdNr 25; BSG Urteil vom 30.9.2008 - B 4 AS 29/07 R - BSGE 101, 291 = SozR 

4-4200 § 11 Nr 15, RdNr 19; BSG Urteil vom 20.2.2014 - B 14 AS 53/12 R - vorgesehen für 

SozR 4-4200 § 11b Nr 4 RdNr 27). Es kommt für die Berücksichtigung der 8000 Euro als Ein-

kommen rechtlich lediglich auf deren Zufluss an, und es ist unerheblich, ob und in welchem 
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Umfang sich aufgrund der Gutschrift der 8000 Euro auf dem Konto des Klägers ein positiver 

Kontostand auf diesem Konto ergeben hat (so zu einer vergleichbaren Konstellation BSG Urteil 

vom 20.12.2011 - B 4 AS 200/10 R - juris RdNr 13).  

 

Die normative Berücksichtigung der am 27.6.2011 zugeflossenen 8000 Euro bleibt deshalb da-

von unberührt, dass diese Einnahme aufgrund des mit der Bank vereinbarten Dispositions-

kredits teilweise dazu gedient hat, das Kontosoll zurückzuführen. Hierbei handelt es sich ledig-

lich um eine Einkommensverwendung, durch die der Zufluss der 8000 Euro nicht teilweise den 

Charakter als Einkommen verliert (so zu einer vergleichbaren Konstellation BSG Urteil vom 

30.7.2008 - B 14 AS 26/07 R - SozR 4-4200 § 11 Nr 17 RdNr 25; BSG Urteil vom 

30.7.2008 - B 14 AS 43/07 R - juris RdNr 28). Vielmehr erweist sich deren Einkommenscharak-

ter eben darin, dass hieraus das Kontosoll zurückgeführt werden konnte (zum in Geld ausdrück-

baren wirtschaftlichen Wert einer Befreiung von Schulden bzw Verringerung von Verbindlich-

keiten vgl BSG Urteil vom 16.5.2012 - B 4 AS 132/11 R - SozR 4-4200 § 22 Nr 60 RdNr 21).  

 

bb) Dies wäre ebenso, wenn die Auffassung der Kläger zuträfe, dass die Rückführung des 

Kontosolls durch Verrechnung seitens der Bank mit einer Pfändung vergleichbar sei. Denn auch 

gepfändete Einkommensteile sind grundsätzlich als Einkommen zu berücksichtigen (BSG Urteil 

vom 10.5.2011 - B 4 KG 1/10 R - BSGE 108, 144 = SozR 4-5870 § 6a Nr 2, RdNr 18; vgl zur 

ausnahmsweisen Nichtberücksichtigung, wenn die Rückgängigmachung der Pfändung aus 

Rechtsgründen überhaupt nicht oder nicht ohne Weiteres realisiert werden kann, BSG aaO 

RdNr 19 ff); zudem sind die 8000 Euro dem Konto des Klägers tatsächlich gutgeschrieben wor-

den. Aus Rechtsgründen war der Kläger wegen der fortbestehenden Kontokorrentabrede nicht 

gehindert, am 27.6.2011 von seinem Konto 8000 Euro abzuheben; ob er grundsicherungsrecht-

lich hierauf verwiesen werden könnte, ist für die Frage nach der Berücksichtigung von 

8000 Euro oder nur von 5014,11 Euro als zugeflossenes Einkommen nicht relevant.  

 

Etwas anderes folgt nicht aus dem Urteil des Senats vom 12.6.2013 (B 14 AS 73/12 R), dem 

sich ein für die hier aufgeworfene Frage maßgeblicher Rechtssatz nicht entnehmen lässt. Denn 

in jenem Rechtsstreit ging es um die Frage, ob eine im Juli 2011 - dem letzten Monat eines Be-

willigungszeitraums - zugeflossene einmalige Einnahme in voller Höhe zu Beginn des Folge-

bewilligungszeitraums ab August 2011 zu berücksichtigen war, obwohl noch im Juli 2011 die 

Hälfte des zugeflossenen Geldes an den Treuhänder im Insolvenzverfahren überwiesen worden 

war. Während dort im Rahmen eines Fortbewilligungsantrags nur die zur Verfügung stehenden 

bereiten Mittel zu Beginn des neuen Bewilligungszeitraums Berücksichtigung fanden (zu einer 

entsprechenden Situation vgl BSG Urteil vom 29.11.2012 - B 14 AS 33/12 R - BSGE 112, 229 

= SozR 4-4200 § 11 Nr 57), geht es vorliegend um den Zufluss einer einmaligen Einnahme in-

mitten des laufenden Bewilligungszeitraums und die Frage, ob die Einnahme in Höhe ihres tat-

sächlichen Zuflusses zu berücksichtigen und der Aufhebungsentscheidung über die laufende 

Bewilligung zugrunde zu legen ist.  
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Schließlich ergibt sich anderes nicht aus dem Urteil des 4. Senats vom 16.5.2012 (B 4 AS 

132/11 R - SozR 4-4200 § 22 Nr 60). In diesem Rechtsstreit ging es um die Frage, ob sich die 

Aufwendungen für Unterkunftskosten im Folgemonat minderten, obwohl der Vermieter ein Be-

triebskostenguthaben in voller Höhe gegen Mietrückstände aufgerechnet hatte. Während dort 

die Mittel aus dem Guthaben den Leistungsberechtigten schon nicht ausgezahlt wurden und zu 

prüfen war, ob sie diese realisieren konnten, ist vorliegend die einmalige Einnahme durch Gut-

schrift auf dem Konto des Klägers diesem tatsächlich zugeflossen.  

 

f) Ausgehend vom Tag des Zuflusses der 8000 Euro am 27.6.2011 begann der nach § 11 Abs 3 

SGB II zu bestimmende Verteilzeitraum mit dem Zuflussfolgemonat am 1.7.2011 und endete am 

31.12.2011. Nach § 11 Abs 3 Satz 1 und 2 SGB II sind zwar einmalige Einnahmen in dem Mo-

nat, in dem sie zufließen, zu berücksichtigen; sofern für den Zuflussmonat - wie hier im Juni 

2011 - bereits Leistungen ohne Berücksichtigung der einmaligen Einnahme erbracht worden 

sind, werden sie im Folgemonat berücksichtigt. Entfiele indes der Leistungsanspruch durch die 

Berücksichtigung in einem Monat, ist nach § 11 Abs 3 Satz 3 SGB II die einmalige Einnahme 

auf einen Zeitraum von sechs Monaten gleichmäßig aufzuteilen und monatlich mit einem ent-

sprechenden Teilbetrag zu berücksichtigen. Die 8000 Euro waren deshalb hier auf einen Zeit-

raum von sechs Monaten gleichmäßig aufzuteilen, weil durch die Berücksichtigung der 

8000 Euro in einem Monat der Leistungsanspruch der Kläger entfallen wäre, der aufgrund der 

letzten Bewilligung vom 20.6.2011 monatlich 968,36 Euro betrug.  

 

g) Der normativ vorgegebenen Aufteilung ab 1.7.2011 zugrunde zu legen sind die zugeflossenen 

8000 Euro, ohne dass es darauf ankommt, dass am 1.7.2011 auf dem Konto des Klägers 

8000 Euro nicht mehr als bereite Mittel vorhanden waren.  

 

Denn es ist jedenfalls bei einer Aufhebung wie vorliegend für die Zukunft zu unterscheiden zwi-

schen dem tatsächlichen Zufluss einer einmaligen Einnahme im laufenden Bewilligungszeit-

raum, die nach der normativen Vorgabe des § 11 Abs 3 Satz 3 SGB II aufzuteilen ist, und den 

bereiten Mitteln, die in den Monaten des Verteilzeitraums noch tatsächlich zur Verfügung ste-

hen. Wird die einmalige Einnahme zwischen dem Tag ihres tatsächlichen Zuflusses und dem 

ersten Tag des Verteilzeitraums im laufenden Bewilligungszeitraum (teilweise) verwendet - was 

in der gesetzlichen Konstruktion des § 11 Abs 3 Satz 2 und 3 SGB II einer Aufteilung erst ab 

dem Zuflussfolgemonat angelegt ist -, führt dies nicht zu einer Minderung der aufzuteilenden 

einmaligen Einnahme im Aufhebungszeitraum (vgl BSG Urteil vom 10.9.2013 - B 4 AS 89/12 R - 

BSGE 114, 188 = SozR 4-4200 § 11 Nr 62, RdNr 25). Dass nach § 11 Abs 3 Satz 2 und 3 

SGB II die Einnahme ab dem Zuflussfolgemonat zu berücksichtigen und auf sechs Monate auf-

zuteilen ist, bewirkt nicht, dass es nach dem Tag des tatsächlichen Zuflusses mit dem Monats-

ersten des Zuflussfolgemonats einen zweiten Tag gibt, an dem rechtlich nach der Höhe der im 

Verteilzeitraum aufzuteilenden einmaligen Einnahme zu fragen ist. 

 

 

36 

37 

38 

39 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 12 - 

 

 

- 13 - 

Im Verteilzeitraum war ein monatlicher Teilbetrag von 1012,05 Euro zu berücksichtigen. Denn 

ausgehend von 8000 Euro waren neben der Versicherungspauschale auch monatliche Beiträge 

für öffentliche Versicherungen nach § 11b Abs 1 Satz 1 Nr 3 Buchst a SGB II abzusetzen, weil 

aufgrund der durch den Beklagten vollständig aufgehobenen Alg II-Bewilligung der Kranken- und 

Pflegeversicherungsschutz der Kläger entfiel (vgl BSG Urteil vom 12.6.2013 - B 14 AS 73/12 R - 

juris RdNr 17, 27). Insoweit hatten die Kläger monatliche Beiträge für die Kranken- und Pflege-

versicherung in Höhe von 291,28 Euro aufzuwenden (8000 Euro ./. 6 Monate = 1333,33 Euro 

abzüglich der Versicherungspauschale von 30 Euro und der Beiträge von 291,28 Euro = 

1012,05 Euro). Dieser monatliche Teilbetrag überstieg das im Aufhebungszeitraum bewilligte 

monatliche Alg II von 968,36 Euro und führte zum Wegfall der Hilfebedürftigkeit. 

 

h) Zum maßgeblichen Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung über die Auf-

hebung - Widerspruchsbescheid vom 16.9.2011 - war der Aufhebungsbescheid vom 8.7.2011 

nicht rechtswidrig geworden, weil noch genügend bereite Mittel vorhanden waren, um im Aufhe-

bungszeitraum den Alg II-Bedarf der Kläger zu decken und ihre Beiträge zur Kranken- und Pfle-

geversicherung zu zahlen. Denn nach den Feststellungen des LSG überstieg am 30.9.2011 das 

Kontoguthaben des Klägers von 1819,35 Euro die Summe aus Alg II-Bedarf und Beiträgen zur 

Kranken- und Pflegeversicherung.  

 

9. Entgegen der Auffassung des LSG ist vorliegend nicht darüber zu entscheiden, ob die im 

Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung rechtmäßige Aufhebungsentscheidung auch für 

Oktober 2011 in diesem Monat rechtswidrig geworden ist (s bereits oben 3.).  

 

a) Allerdings war das LSG an einer Entscheidung darüber, ob im Oktober 2011 die bereiten 

Mittel der Kläger ausreichten, die Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung vollständig zu 

zahlen, nicht bereits deshalb gehindert, weil es damit über den Streitgegenstand des Verfahrens 

hinausgehen würde. Denn aufgrund der vollständigen Aufhebung des den Klägern bewilligten 

Alg II für die Zukunft entfiel auch ihr mit dem Alg II-Bezug verbundener Schutz in der gesetz-

lichen Kranken- und sozialen Pflegeversicherung. Im Rahmen seiner Aufhebungsentscheidung 

war deshalb durch den Beklagten zu prüfen, ob die Kläger im Aufhebungszeitpunkt absehbar 

über genügend Mittel verfügten, um im Aufhebungszeitraum ihren Versicherungsschutz selbst 

sicherzustellen oder ob ihnen insoweit ein Zuschuss nach § 26 SGB II zu leisten war; der Zu-

schuss ist insoweit vom Anfechtungsbegehren der Kläger umfasst.  

 

b) Bei Erlass des Widerspruchsbescheides vom 16.9.2011 verfügten die Kläger indes - wie aus-

geführt - über genügend bereite Mittel auch zur Beitragszahlung. Nur hierauf kommt es vorlie-

gend an.  

 

Zwar ist es leistungsrechtlich nicht unbeachtlich, ob eine tatsächlich zugeflossene einmalige 

Einnahme im Verteilzeitraum noch zur Verfügung steht. Denn bei der Berücksichtigung einer 

einmaligen Einnahme als Einkommen kommt es auch darauf an, ob zugeflossenes Einkommen 
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im Verteilzeitraum als bereites Mittel geeignet ist, den konkreten Bedarf im jeweiligen Monat zu 

decken (vgl BSG Urteil vom 29.11.2012 - B 14 AS 33/12 R - BSGE 112, 229 = SozR 4-4200 

§ 11 Nr 57, RdNr 13); hieran hat sich durch die Neuregelung des § 11 Abs 3 SGB II nichts ge-

ändert. Doch dass die Kläger nach dem hier maßgeblichen Zeitpunkt - Widerspruchsbescheid 

vom 16.9.2011 - mit den ihnen am 1.10.2011 zur Verfügung stehenden bereiten Mitteln von 

1005,85 Euro am 1.10.2011 zwar ihren Alg II-Bedarf von 968,36 Euro decken, nicht jedoch die 

vollen monatlichen Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung von insgesamt 291,28 Euro 

zahlen konnten, berührt nicht die Rechtmäßigkeit der vollständigen Aufhebung der Alg II-Bewilli-

gung auch für Oktober 2011 (s bereits oben 8 h).  

 

Die nach der letzten Verwaltungsentscheidung vom 16.9.2011 entstandene tatsächliche Lücke 

zwischen den zu zahlenden Beiträgen und den noch freien bereiten Mitteln im Oktober 2011 

hätte nur auf einen neuen Leistungsantrag der Kläger im und für den Oktober 2011 durch einen 

Zuschuss nach § 26 SGB II geschlossen werden können, an dem es indes fehlt (zur Überprü-

fung der Einkommensberücksichtigung im Verteilzeitraum auf entsprechenden Vortrag des 

Leistungsberechtigten vgl BSG Urteil vom 29.11.2012 - B 14 AS 33/12 R - BSGE 112, 229 

= SozR 4-4200 § 11 Nr 57, RdNr 14).  

 

10. Rechtlich nicht zu beanstanden ist, dass der Beklagte die Berücksichtigung der einmaligen 

Einnahme von 8000 Euro in der Weise umsetzte, dass er zunächst durch die angefochtene 

Aufhebungsentscheidung das den Klägern bis 31.10.2011 bewilligte Alg II für die Zukunft ab 

1.8.2011 ganz aufhob, und eine Aufhebung für die Vergangenheit - Juli 2011 - nur ankündigte. 

Denn weder sind die Kläger hierdurch beschwert und ist auf ihre Anfechtungsklage hin nur die 

konkrete Aufhebungsentscheidung, die vom 1.8.2011 bis 31.10.2011 wirkte, zu prüfen, noch 

zwingt § 11 Abs 3 SGB II den Beklagten zur Umsetzung der Berücksichtigung einer einmaligen 

Einnahme in einem Verteilzeitraum in nur einem Bescheid. 

 

11. Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 Abs 1 SGG.  
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